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W177 2219948-1/14E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Volker NOWAK als Einzelrichter Gber die Beschwerde von
XXXX , geb. XXXX, StA. Afghanistan, vertreten durch den Verein Menschenrechte Osterreich, Alser Strae 20, 1090 Wien
gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Steiermark, Aul3enstelle Graz
vom XXXX, ZI. XXXX , nach Durchfuihrung einer muindlichen Verhandlung am 20.05.2020, zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text


file:///

Entscheidungsgrinde:
l. Verfahrensgang:

Der bei seiner Einreise noch minderjahrige XXXX , geb. XXXX (im Folgenden Beschwerdefiihrer), ein afghanischer
Staatsangehoriger aus der Volksgruppe der Hazara und schiitischer Moslem, ist spatestens am 16.02.2015

unrechtmaRig in das osterreichische Bundesgebiet eingereist und stellte einen Asylantrag.

Am 08.04.2016 wurde mit Bescheid des BFA ZI: XXXX der Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz
vom 18.02.2015 (gemeint wohl: 16.02.2015, vgl. Erstbefragung, Seite 2) hinsichtlich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemal3 8 3 Abs. 1 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idgF,

abgewiesen.

GemaR§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 wurde dem Beschwerdefuhrer aufgrund der volatilen Sicherheitslage in seiner
Heimatprovinz Ghazni und der aufgrund seiner individuellen Verhaltnisse nicht zumutbaren innerstaatlichen
Fluchtalternative Kabul der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt. Die innerstaatliche Fluchtalternative
stinde dem Beschwerdefuhrer deswegen nicht offen, weil sein in Ghazni lebender Vater erkrankt sei, wodurch er kein
ausreichendes soziales Netz zur Verfigung hatte und er mangels Schulbildung und erst vor kurzem erreichter
Volljahrigkeit schlechte Erwerbschancen habe. Die befristete Aufenthaltsberechtigung wurde dem Beschwerdefihrer
erstmals gemal § 8 Abs. 4 AsylG 2005 bis zum 08.04.2017 erteilt.

Am 07.02.2017 stellte der BeschwerdefUhrer einen Antrag auf Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung
gem. § 8 Abs. 4 2. Satz AsylG 2005.

Am 04.04.2017 wurde mit Bescheid des BFA ZI. XXXX dem Beschwerdefuhrer gemaR § 8 Abs. 1 AsylG 2005 die
befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum 08.04.2019 erteilt, zumal die Voraussetzungen zur Verlangerung der
befristeten Aufenthaltsberechtigung als glaubwurdig gewertet haben werden kénnen.

Am 18.02.2019 stellte der BeschwerdefUhrer einen weiteren Antrag auf Verlangerung der befristeten
Aufenthaltsberechtigung gem. § 8 Abs. 4 2. Satz AsylG 2005.

Am 28.03.2019 erfolgte die Ladung zur Einvernahme am 05.04.2019.

Am 05.04.2019 wurde der BeschwerdefUhrer von einem Organwalter des BFA im Beisein eines beeideten
Dolmetschers der Sprache Dari einvernommen. Nach Vorlage diverser Dokumente fihrte der Beschwerdefiihrer aus,
dass er im ersten Monat als Abwdascher arbeite. Er sei, abgesehen von einer Pollenallergie, gesund. In Afghanistan
wirde ein Onkel mutterlicherseits als Schneider arbeiten. Sein Vater und sein Bruder wurden in der Provinz Ghazni im
Distrikt XXXX leben. Da sein Vater arbeitsunfdhig und sein Bruder noch klein sei, wirden diese vom Onkel
mutterlicherseits und der in Australien lebenden Schwester versorgt werden. Zu Freunden oder Verwandten in
Afghanistan habe er keinen Kontakt mehr. In Afghanistan habe er sechs Jahre in einer Schneiderei gearbeitet und in
Osterreich habe er Arbeitserfahrung in der Gastronomie gesammelt. Die wirtschaftliche Situation seiner Familie in
Afghanistan sei normal gewesen. In Osterreich sei bis vor zwei Monaten der Staat fir seinen Lebensunterhalt
aufgekommen. In Wien lebe er mit anderen Afghanen in einer Wohngemeinschaft. Sonstige private und familidre
Anknupfungspunkte habe der Beschwerdefiihrer im Bundesgebiet nicht. Er wolle hier arbeiten und weiter arbeiten.

Zur Ruckkehrsituation in Afghanistan befragt, fihrte er aus, dass sich die Lage dort verschlechtert habe und er von
seiner Familie und der Familie des Madchens gefunden und verfolgt werden wirde. Auf Vorhalt, dass es sich bei ihm
durch seine Berufserfahrung und den in Osterreich erworbenen Kenntnissen, um einen jungen, arbeitsfahigen,
ledigen Mann handeln wirde, dem eine Rlckkehr nach Herat oder in die Provinz Balkh zumutbar ware, flihrte der
Beschwerdefiihrer aus, dass Hazara in Afghanistan keinen Platz hatten. Auf Vorhalt, dass dies den
Landerfeststellungen nicht zu entnehmen sei, antwortete der Beschwerdefiihrer mit einer Gegenfrage. Dass er in
Herat oder Mazar-e Sharif nicht leben kénne, wisse er, weil er die Medien verfolge. In Afghanistan kénne man nicht
leben, weil dort Krieg herrsche.

Mit dem im Spruch genannten, nunmehr angefochtenen Bescheid wurde dem Beschwerdeflihrer der mit Bescheid
vom XXXX , Zahl XXXX , zuerkannte Status des subsidiadr Schutzberechtigten gemall § 9 Abs. 1 AsylG 2005, von Amts
wegen aberkannt (Spruchpunkt 1). Die mit Bescheid vom 08.04.2016, ZI. XXXX , erteilte befristete
Aufenthaltsberechtigung als subsidiar Schutzberechtigter wurde dem Beschwerdeflhrer gemal § 9 Abs. 4 AsylG 2005
entzogen (Spruchpunkt Il.). Ein Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswirdigen Grinden wurde dem
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Beschwerdefiihrer gemal3 8 57 AsylG 2005 nicht erteilt (Spruchpunkt IIl.). GemalR§ 10 Abs. 1 Z 5 AsylG 2005 iVm § 9
BFA-Verfahrensgesetz, BGBI. | Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF, wurde gegen den BeschwerdefUhrer eine
Ruckkehrentscheidung gemalR 8 52 Abs. 2 Z 4 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBI. | Nr 100/2005 (FPG) idgF, erlassen
(Spruchpunkt IV.). Es wurde gemaR § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung des Beschwerdefiihrers nach
Afghanistan gemal § 46 FPG zulassig ist (Spruchpunkt V.). SchlieBlich wurde festgestellt, dass die Frist fur die freiwillige
Ausreise des Beschwerdeflihrers gemald 8 55 Abs. 1 bis 3 FPG 2 Wochen ab Rechtskraft der Rickkehrentscheidung
betragt (Spruchpunkt V1.).

In der Begriindung des Bescheides gab das BFA die entscheidungsrelevanten Angaben des Beschwerdeflhrers wieder
und traf Feststellungen zur Lage in Afghanistan. Begrindend wurde zu Spruchpunkt I. ausgefuhrt, dass dem
Beschwerdefihrer aufgrund des rechtskraftigen Abschlusses seines Asylverfahrens keine asylrechtlich relevante
Verfolgung durch die Familie oder die Familie eines Madchens oder aufgrund der Zugehdrigkeit zur Volksgruppen der
Hazara drohen wirde. Auch wenn die Ruckkehr in seine Heimatprovinz nicht moglich sei, sei ihm eine innerstaatliche
Fluchtalternative mit den Stadten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif zumutbar. Da aus den personlichen Umstanden des
Beschwerdefiihrers keine Rickkehrhindernisse ersichtliche gewesen seien, sei lediglich das Faktum mangelnder
Ortskenntnisse in diesen Stadten fur die Gewahrung von subsidiarem Schutz nicht ausreichend.

Unabhangig davon habe sich das Bundesamt amtsseitig mit der Frage beschaftigt, ob beim Beschwerdefuhrer eine
Lebensweise vorliegt, die einen deutlichen und nachhaltigen Bruch mit den in Afghanistan verbreiteten
gesellschaftlichen Werten darstellt. Das Bundesamt sei zu der Auffassung gelangt, dass dieser Umstand beim
Beschwerdefihrer nicht vorliegt.

Mittlerweile habe sich die Situation dahingehend geandert, dass innerstaatliche Fluchtalternativen, etwa die Stadte
Kabul, Herat oder Mazar-e Sharif zur Verfligung stehen wirden und der Beschwerdeflihrer nach Afghanistan
zurlickkehren konnte. Es sei daher die Aberkennung des subsididaren Schutzes zu prufen. Aus asylrechtlicher Sicht
stehe einer Ruckkehr nach Afghanistan nichts mehr im Wege, da der Beschwerdefuhrer volljahrig sei, Uber
Berufserfahrung in Afghanistan verflige und vor seiner Ausreise flr seinen Unterhalt hat aufkommen kénnen.
Wahrend seines Aufenthaltes in Osterreich habe er zusitzlich Qualifikationen erlangt, die ihm am afghanischen
Arbeitsmarkt Vorteile verschaffen wirden. Es gebe keinen Anhaltspunkt, wieso der Beschwerdefihrer in Kabul oder
wahlweise in Mazar-e Sharif oder Herat- Stadt nicht in der Lage sein sollte, seinen Unterhalt - etwa auch durch
Gelegenheits- und Hilfsarbeiten - zu sichern und eine einfache Unterkunft zu finden und dort eine Existenz
aufzubauen. Auch kenne der Beschwerdefiihrer die Sitten und Gebrduche Afghanistans und werde er sohin in der

Lage sein, sich in Kabul, Herat oder Mazar-e Sharif zurecht zu finden.

Mit Verfahrensanordnung des BFA vom XXXXwurde dem Beschwerdefiihrer Mit§ 52 Abs. 1 BFA-VG der Verein
Menschenrechte Osterreich fiir das Beschwerdeverfahren zur Seite gestellt. Ebenso wurde mit Verfahrensanordnung

vom XXXX ein Rickkehrberatungsgesprach gemaf § 52a Abs. 2 BFA-VG angeordnet.

Mit Schreiben vom 05.06.2019 erhob der Beschwerdefiihrer, vertreten durch den Verein Menschenrechte Osterreich,
Beschwerde in vollem Umfang gegen den im Spruch genannten Bescheid. In der Beschwerde wird im Wesentlichen
vorgebracht, dass das Fehlen eines unterstitzenden sozialen oder familidaren Netzwerkes nicht ausreichend gewtrdigt
worden sei. Es sei nicht ersichtlich, wie der BeschwerdefUhrer im Falle einer Ruckkehr - mangels eines tragfahigen
sozialen Netzes - in einem des Ubrigen Landesteile in der Lage sein sollte, fur sich eine ausreichende Lebensgrundlage
zu schaffen. Die Voraussetzungen fur die Aberkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten gemal3 8 9 Abs. 1 Z
1 AsylG 2005 wiirden sohin mangels wesentlicher Anderung der maRgeblichen Umsténde nicht vorliegen. AuBerdem
sei der Beschwerdeflhrer zahlreiche Integrationsschritte gesetzt und arbeitet seit Februar 2019 Vollzeit.

Die gegenstandliche Beschwerde und der bezugshabende Verwaltungsakt wurden dem Bundesverwaltungsgericht (in
der Folge kurz ,BVwG") am 07.06.2019 vom BFA vorgelegt.

Am 20.05.2020 fand eine offentliche mindliche Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht in Anwesenheit der
Rechtsvertretung des Beschwerdefuhrers sowie einer Dolmetscherin statt. Das BFA als belangte Behdrde verzichtete
mit Schreiben vom 19.05.2020 auf eine Teilnahme an der Verhandlung.

Nach der ausfuhrlichen Erérterung der Sach- und Rechtslage vermeinte der Beschwerdefihrer, dass es in Afghanistan
keine Sicherheit und keine Arbeit geben wirde. Er habe Probleme mit der Familie eines Madchens und wirde
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aufgrund der Zugehorigkeit zur Volksgruppe der Hazara getdtet werden. Ebenso wirde in Afghanistan Krieg
herrschen. Dem Beschwerdeflhrer wurde danach nahe gebracht, dass ihm eine innerstaatliche Fluchtalternative offen
stinde und aufgrund seiner individuellen Verhaltnisse wirde dem Beschwerdefihrer im Falle einer Ruckkehr nach
Afghanistan keine reales Risiko einer Verletzung der Art. 2 oder 3 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte
und Grundfreiheiten, oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention drohen. Insbesondere sei es dem
Beschwerdefuhrer aufgrund seiner Uberdurchschnittlichen Anpassungs- und Selbsterhaltungsfahigkeit sowie Arbeits-
und Erwerbsfahigkeit, auch ohne Unterstitzung durch die Familie, moglich, die grundlegenden und
lebensnotwendigen Bedurfnisse in Afghanistan befriedigen zu kénnen. Daraufhin berief sich der Beschwerdefiihrer
abermals auf eine Gruppenverfolgung von Angehdrigen der Volksgruppe der Hazara und die Verfolgung durch die
Familie eines Madchens. Aufmerksam gemacht, dass dariber bereits mit Bescheid des BFA vom 08.04.2016 bereits
rechtskraftig abgesprochen worden sei, fihrte der Beschwerdeflihrer abermals an, dass er deswegen seine Familie
verlassen habe miissen und er keinen Kontakt zu dieser habe. In Osterreich habe er sich integriert, die Sprache gelernt
und wirde arbeiten. Sein Rechtsvertreter vermeinte abschlielend, dass er sich gut integriert habe und mangels
Kontakt zu seiner Familie samtliche Voraussetzungen fur die Verlangerung des subsididren Schutzes erfullen wirde.

Der Beschwerdefiihrer legte im Lauf des Verfahrens folgende Dokumente vor:

? Teilnahmebestatigung an einem Werte- und Orientierungskurs

? Arbeitsbestatigung

? Bestatigung Uber die Absolvierung des Basis-Bildungskurses 2

? Teilnahmebestatigung an einem Deutschkurs Niveau B1

? Lohnzettel Janner bis Mai 2019

? Teilnahmebestatigung an einem Basisbildungskurs fur Jugendliche, Niveaustufe A2.1
? Kursbesuchsbestatigung Basisbildung fur Jugendliche

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1.  Feststellungen:

Zur Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes wurde im Rahmen des Ermittlungsverfahrens Beweis erhoben durch:

- Einsicht in den dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden Verwaltungsakt des BFA betreffend den
Beschwerdefiihrer; insbesondere in die Befragungsprotokolle und in die vom Beschwerdefuhrer vorgelegten
Unterlagen;

- Einsicht in die in das Verfahren eingeflhrten Landerberichte zur aktuellen Situation im Herkunftsstaat;
- Einsicht in das Zentrale Melderegister, das Strafregister und das Grundversorgungssystem.
1.1. Zur Person des Beschwerdeflihrers:

Beim Beschwerdefihrer handelt es sich um einen mannlichen, afghanischen Staatsbirger, und somit um einen
Drittstaatsangehorigen gemall des 8§ 2 Abs. 4 Z 10 FPG.

Weitere Feststellungen zu seiner Identitat konnen allerdings nicht getroffen werden.

Der Beschwerdeflhrer ist volljahrig, gehort der Volksgruppe der Hazara an und bekennt sich zur schiitischen
Glaubensrichtung des Islam. Der Beschwerdeflhrer ist im Entscheidungszeitpunkt nicht verheiratet und hat keine
Kinder.

Der BeschwerdefUhrer leidet weder an einer schweren Krankheit noch ist er langerfristig pflege- oder
rehabilitationsbedurftig und ist er daher auch erwerbsfahig. Der Beschwerdeflhrer weist eine in Afghanistan eine
sechsjahrige Berufserfahrung als Schneider auf.

Familienangehodrige und Verwandte des Beschwerdefihrers leben innerhalb und auBerhalb Afghanistans, der
Beschwerdefihrer gibt aber an, keinen Kontakt zu ihnen zu haben.

Der Beschwerdefuhrer befindet sich seit seiner Einreise durchgehend im Bundesgebiet. Ihm wurde als damals
subsididrer Schutz zuerkannt, da aufgrund der Sicherheitslage in seiner Heimatprovinz in Zusammenschau mit seinen
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damaligen individuellen Verhaltnisse eine Ruckkehr dorthin nicht méglich war und einer Ruckfihrung in andere
Landesteile Afghanistans Art. 3 EMRK entgegenstand.

Es kann nicht festgestellt werden, dass der volljahrige Beschwerdefuhrer im Falle der Rickkehr in die Stadte Kabul,
Herat oder Mazar-e Sharif real Gefahr liefe, grundlegende und notwendige Lebensbedirfnisse nicht befriedigen zu
kénnen und daher in eine ausweglose beziehungsweise existenzbedrohende Notsituation zu geraten.

Der Beschwerdefuhrer ist ledig und hat keine Kinder.

Der Beschwerdefuhrer ist arbeitsfahig und leidet an keinen lebensbedrohlichen Erkrankungen; bei der Einvernahme
durch das BFA am 05.04.2019 fihrte der Beschwerdefiihrer aus, dass er, abgesehen von einer Pollenallergie, gesund

sei.
Der Beschwerdefihrer spricht Dari und Deutsch jedenfalls auf dem Niveau A2.

Der BF ist mit den kulturellen Gepflogenheiten und der Sprache seines Herkunftsstaates vertraut. Er hat in seinem
Herkunftsland jahrelang gelebt, ist dort in die Schule gegangen und in einem afghanisch gepragten Umfeld
aufgewachsen.

1.2. Zum Leben des Beschwerdefiihrers in Osterreich:

Der Beschwerdefuhrer hat verschiedene Bestdtigungen vorgelegt (Teilnahmebestatigung an einem Werte- und
Orientierungskurs, Arbeitsbestatigung samt Lohnzettel, Bestatigung Uber die Absolvierung des Basis-Bildungskurses 2,
die Absolvierung eines Basisbildungskurses fur Jugendliche, Niveaustufe A2.1 und eine Teilnahmebestatigung an einem
Deutschkurs Niveau B1).

Der Beschwerdefiihrer wohnt privat mit anderen Afghanen in einer Mietwohnung.

In Osterreich hat der Beschwerdefiihrer keine Familie und keine engen sozialen Kontakte. Er arbeitet seit Februar 2019
als Abwascher in einem Dienstverhaltnis Vollzeit.

Der Beschwerdefihrer ist strafgerichtlich unbescholten.

Dass dem Beschwerdeflhrer der Status des Asylberechtigten nicht zuzuerkennen ist, wurde bereits mit Bescheid des
BFA vom 08.04.2016, ZI.XXXX rechtskraftig entschieden. Neue Grinde fir die Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten, die erst nach Erlassung des Bescheides des BFA vom 08.04.2016, XXXX , eingetreten waren, wurden
nicht vorgebracht.

1.3.  Zur maldgeblichen Situation in Afghanistan:

Aufgrund der im Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht in das Verfahren eingefiihrten aktuellen
Erkenntnisquellen  werden folgende entscheidungsrelevante Feststellungen zum  Herkunftsstaat des
Beschwerdefihrers getroffen:

Auszug aus dem Landerinformationsblatt der Staatendokumentation vom 13.11.2019 (in der aktuellen Fassung vom
18.05.2020, bereinigt um grammatikalische und orthographische Fehler):

Landerspezifische Anmerkungen
COVID-19:

Das genaue Ausmald der COVID-19-Krise in Afghanistan ist unbekannt. Die hier gesammelten Informationen sollen die
Lage zu COVID-19 in Afghanistan zum Zeitpunkt der Berichtserstellung wiedergeben. Diese Informationen werden in
regelmaligen Abstanden aktualisiert.

In 30 der 34 Provinzen Afghanistans wurden mittlerweile COVID-19-Falle registriert (NYT 22.4.2020). Nachbarlander von
Afghanistan, wie China, Iran und Pakistan, zahlen zu jenen Landern, die von COVID-19 besonders betroffen waren bzw.
nach wie vor sind. Dennoch ist die Anzahl, der mit COVID-19 infizierten Personen relativ niedrig (AnA 21.4.2020).
COVID-19 Verdachtsfalle kénnen in Afghanistan aufgrund von Kapazitdtsproblem bei Tests nicht Uberprift werden -
was von afghanischer Seite bestatigt wird (DW 22.4.2020; vgl. QA 16.4.2020; NYT 22.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Auch
wird die Dunkelziffer von afghanischen Beamten hdher geschatzt (WP 20.4.2020). In Afghanistan kénnen derzeit taglich



500 bis 700 Personen getestet werden. Diese Kapazitdten sollen in den kommenden Wochen auf 2.000 Personen
taglich erhéht werden (WP 20.4.2020). Die Regierung bemuht sich noch weitere Testkits zu besorgen - was Angesicht
der derzeitigen Nachfrage weltweit, eine Herausforderung ist (DW 22.4.2020).

Landesweit kénnen - mit Hilfe der Vereinten Nationen - in acht Einrichtungen COVID-19-Testungen durchgefihrt
werden (WP 20.4.2020). Auch haben begrenzte Laborkapazitdten und -ausrlstung einige Einrichtungen dazu
gezwungen Testungen vorlibergehend einzustellen (WP 20.4.2020). Unter anderem kénnen COVID-19-Verdachtsfalle in
Einrichtungen folgender Provinzen Uberpruft werden: Kabul, Herat, Nangarhar (TN 30.3.2020) und Kandahar. COVID-19
Proben aus angrenzenden Provinzen wie Helmand, Uruzgan und Zabul werden ebenso an die Einrichtung in Kandahar
Ubermittelt (TN 7.4.2020a).

Jahrzehntelange Konflikte in Afghanistan machen das Land anfallig fur den Ausbruch von Krankheiten: nach wie vor ist
Polio dort endemisch (als eines von drei Landern weltweit) (WP 20.4.2020) auRBerdem ist das Gesundheitssystem fragil
(AnA 21.4.2020; vgl. QA 16.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Beispielsweise mangelt es an addaquaten Medikamenten flr
Patient/innen, die an CO-VID-19 erkrankt sind. Jedoch sind die wenigen Medikamente, die hierfiir zur Verfligung
stehen, kostenfrei (ARZ KBL 7.5.2020). Der landesweite Mangel an COVID-19-Testkits sowie an Isolations- und
Behandlungseinrichtungen verdeutlichen diese Herausforderung (AnA 21.4.2020; vgl. ARZ KBL 7.5.2020). Landesweit
stehen 10.400 Krankenhausbetten (BBC 9.4.2020) und 300 Beatmungsgerate zur Verfigung (TN 8.4.2020; vgl. DW
22.4.2020; QA 16.4.2020). 300 weitere Beatmungsgerate plant die afghanische Regierung zu besorgen. Weiters mangelt
es an geschultem Personal, um diese medizinischen Gerate in Afghanistan zu bedienen und zu warten (DW 22.4.2020;
vgl. ARZ KBL 7.5.2020). Engpasse bestehen bei den PPE (personal protective equipment), persoénlichen
Schutzausristungen fur medizinisches Personal; aulRerdem wird mehr fachliches Personal benétigt, um Patient/innen
auf den Intensivstationen zu betreuen (ARZ KBL 7.5.2020).

Aufgrund der Nahe zum Iran gilt die Stadt Herat als der COVID-19-Hotspot Afghanistans (DW 22.4.2020; vgl. NYT
22.4.2020); dort wurde namlich die héchste Anzahl bestatigter COVID-19-Félle registriert (TN 7.4.2020b; vgl. DW
22.4.2020). Auch hat sich dort die Anzahl positiver Falle unter dem Gesundheitspersonal verstarkt. Mitarbeiter/innen
des Gesundheitswesens berichten von fehlender Schutzausristung - die Provinzdirektion bestatigte dies und erklartes
mit langwierigen Beschaffungsprozessen (TN 7.4.2020b). Betten, Schutzausristungen, Beatmungsgerdate und
Medikamente wurden bereits bestellt - jedoch ist unklar, wann die Krankenhduser diese Dinge tatsachlich erhalten
werden (NYT 22.4.2020). Die Provinz Herat verflugt Uber drei Gesundheitseinrichtungen fir COVID-19-Patient/innen.
Zwei davon wurden erst vor kurzem errichtet; diese sind fur Patient/innen mit leichten Symptomen bzw.
Verdachtsfallen des COVID-19 bestimmt. Patient/innen mit schweren Symptomen hingegen, werden in das
Regionalkrankenhaus von Herat, welches einige Kilometer vom Zentrum der Provinz entfernt liegt, eingeliefert (TN
7.4.2020b). In Hokerat wird die Anzahl der Beatmungsgerate auf nur 10 bis 12 Stlck geschatzt (BBC 9.4.2020; vgl. TN
8.4.2020).

Beispiele fir MalRinahmen der afghanischen Regierung

Eine Reihe afghanischer Stadte wurde abgesperrt (WP 20.4.2020), wie z.B. Kabul, Herat und Kandahar (TG 1.4.2020a).
Zusatzlich wurde der o&ffentliche und kommerzielle Verkehr zwischen den Provinzen gestoppt (WP 20.4.2020).
Beispielsweise durfen sich in der Stadt Kabul nur noch medizinisches Personal, Backer, Journalist/innen,
(Nahrungsmittel)Verkaufer/innen und Beschéaftigte im Telekommunikationsbereich bewegen. Der Kabuler
Burgermeister warnte vor "harten MaBnahmen" der Regierung, die ergriffen werden, sollten sich die Einwohner/innen
in Kabul nicht an die Anordnungen halten, unnétige Bewegungen innerhalb der Stadt zu stoppen. Die Sicherheitskrafte
sind beauftragt zu handeln, um die Beschrankung umzusetzen (TN 9.4.2020a).

Mehr als die Halfte der afghanischen Bevdlkerung lebt unterhalb der Armutsgrenze (WP 22.4.2020): Aufgrund der
Malinahmen sorgen sich zehntausende Tagel6hner in Kabul und Herat um ihre Existenz. UNICEF zufolge, arbeiten
allein in Kabul mindestens 60.000 Kinder, um das Familieneinkommen zu ersetzen (TG 1.4.2020). Offiziellen
Schatzungen zufolge kénnen z.B. in Herat-Stadt 150.000 Tagel6hner aufgrund des Lockdowns nicht arbeiten und
haben somit kein Einkommen. Weil es in Herat an Ressourcen mangelt, um Hunderttausende zu erndhren, nimmt die
Bevolkerung die Bedrohung durch das Virus nicht ernst. Zwar hat die Bevolkerung anfangs grof3zligig gespendet, aber
auch diese Spenden werden weniger, nachdem die langfristigen wirtschaftlichen Auswirkungen auf Unternehmen
sichtbar werden (NYT 22.4.2020).



Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und die International Organization for Migration (IOM) unterstitzen das
afghanische Ministerium fur offentliche Gesundheit (MOPH) (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020); die WHO bt
eine beratende Funktion aus und unterstitzt die afghanische Regierung in vier unterschiedlichen Bereichen wahrend
der COVID-19-Krise (WHO MIT 10.5.2020): 1. Koordination; 2. Kommunikation innerhalb der Gemeinschaften 3.
Monitoring (durch eigens dafur eingerichtete Einheiten - speziell was die Situation von Rickkehrer/innen an den
Grenzubergangen und deren weitere Bewegungen betrifft) und 4. Kontrollen an Einreisepunkten - an den 4
internationalen Flughifen sowie 13 Grenziibergidngen werden medizinische Kontroll- und Uberwachungsaktivitaten
durchgefihrt (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020).

Taliban und COVID-19

Ein Talibansprecher verlautbarte, dass die Taliban den Konflikt pausieren kénnten, um Gesundheitsbehdrden zu
erlauben, in einem von ihnen kontrollierten Gebiet zu arbeiten, wenn COVID-19 dort ausbrechen sollte (TN 2.4.2020;
vgl. TD 2.4.2020). In der nérdlichen Provinz Kunduz, hatten die Taliban eine Gesundheitskommision gegrundet, die
direkt in den Gemeinden das o6ffentliche Bewusstsein hinsichtlich des Virus starkt. Auch sollen Quarantanezentren
eingerichtet worden sein, in denen COVID-19-Verdachtsfalle untergebracht wurden. Die Taliban hatten sowohl
Schutzhandschuhe, als auch Masken und Broschilren verteilt; auch wirden sie jene, die aus anderen Gebieten
kommen, auf COVID-19 testen (TD 2.4.2020). Auch in anderen Gebieten des Landes, wie in Baghlan, wird die
Bevolkerung im Rahmen einer Informationsveranstaltung in der Moschee Uber COVID-19 informiert. Wie in der Provinz
Kunduz, versorgen die Taliban die Menschen mit (Schutz)material, helfen Entwicklungshelfern dabei zu jenen zu
gelangen, die in Taliban kontrollierten Gebieten leben und bieten sichere Wege zu Hilfsorganisationen, an (UD
13.3.2020).

Der Umgang der Taliban mit der jetzigen Ausnahmesituation wirft ein Schlaglicht auf den Modus Operandi der Truppe.
Um sich die Afghanen in den von ihnen kontrollierten Gebieten gewogen zu halten, setzen die Taliban auf Volksnahe.
Durch die Prasenz vor Ort machten die Islamisten das Manko wett, dass sie kein Geld hatten, um COVID-19
medizinisch viel entgegenzusetzen: Die Taliban kénnen Pravention betreiben, behandeln kénnen sie Erkrankte nicht
(NZZ 7.4.2020).

Aktuelle Informationen zu Ruckkehrprojekten

IOM Osterreich unterstiitzt auch derzeit Riickkehrer/innen im Rahmen der freiwilligen Rickkehr. Aufgrund des stark
reduzierten Flugbetriebs ist die Ruckkehr seit April 2020 nur in sehr wenige Lan-der tatsachlich méglich. Neben der
Reiseorganisation bietet IOM Osterreich dabei, wie bekannt, Unterstiitzung bei der Ausreise am Flughafen Wien
Schwechat an (IOM AUT 18.5.2020).

IOM Osterreich bietet derzeit, aufgrund der COVID-19-Lage, folgende Aktivititen an:
. Qualitatssicherung in der Riickkehrberatung (Erarbeitung von Leitfaden und Trainings)

. Unterstltzung bei der freiwilligen Rickkehr und Reintegration im Rahmen der vorhandenen Mdoglichkeiten
(Virtuelle  Beratung, Austausch mit Rlckkehrberatungseinrichtungen und Behdrden, Monitoring der
Reisemdglichkeiten) (IOM AUT 18.5.2020).

Das Projekt RESTART Ill - Unterstutzung des &sterreichischen Ruckkehrsystems und der Reintegration freiwilliger
Rackkehrer/innen in Afghanistan” wird bereits umgesetzt. Derzeit arbeiten die ¢sterreichischen |IOM-Mitarbeiter/innen
vorwiegend an der ersten Komponente (Unterstitzung des 0&sterreichischen Ruckkehrsystems) und erarbeiten
Leitfaden und Trainingsinhalte. Die Unterstutzung der freiwilligen Ruckkehr nach Afghanistan ist derzeit aufgrund
fehlender Flugverbindungen nicht moglich. IOM beobachtet die Situation und steht diesbezlglich in engem Austausch
mit den zustandigen Rickkehrberatungseinrichtungen und den &sterreichischen Behdérden (IOM AUT 18.5.2020)

Mit Stand 18.5.2020, sind im laufenden Jahr bereits 19 Projektteilnehmer/innen nach Afghanistan zurtickgekehrt. Mit
ihnen, als auch mit potenziellen Projektteilnehmer/innen, welche sich noch in Osterreich befinden, steht I0M
Osterreich in Kontakt und bietet Beratung/Information iiber virtuelle Kommunikationswege an (IOM AUT 18.5.2020).

Informationen von IOM Kabul zufolge, sind IOM-Ruckkehrprojekte mit Stand 13.5.2020 auch weiterhin in Afghanistan
operativ (IOM KBL 13.5.2020).

0.  Vergleichende Landerkundliche Analyse (VLA) i.S. 83 Abs 4a AsylG



Erlduterung

Bei der Erstellung des vorliegenden LIB wurde die im 83 Abs 4a AsylG festgeschriebene Aufgabe der
Staatendokumentation zur Analyse ,wesentlicher, dauerhafter Veranderungen der spezifischen, insbesondere
politischen Verhaltnisse, die fur die Furcht vor Verfolgung malgeblich sind”, bertcksichtigt. Hierbei wurden die im
vorliegenden LIB verwendeten Informationen mit jenen im vorhergehenden LIB abgeglichen und auf relevante, im o.g.
Gesetz definierte Verbesserungen hin untersucht.

Als den oben definierten Spezifikationen genligend eingeschatzte Verbesserungen wurden einer durch
Qualitatssicherung abgesicherten Methode zur Feststellung eines tatsachlichen Vorliegens einer mafigeblichen
Verbesserung zugeflhrt (siehe Methodologie der Staatendokumentation, Abschnitt 1l). Wurde hernach ein
tatsachliches Vorliegen einer Verbesserung i.S. des Gesetzes festgestellt, erfolgte zusatzlich die Erstellung einer
entsprechenden Analyse der Staatendokumentation (siehe Methodologie der Staatendokumentation, Abschnitt IV) zur

betroffenen Thematik.
Verbesserung i.S. 83 Abs 4a AsylG:

Ein Vergleich der Informationen zu asylrelevanten Themengebieten im vorliegenden LIB mit jenen des vormals
aktuellen LIB hat ergeben, dass es zu keinem wie im 83 Abs 4a AsylG beschriebenen Verbesserungen in Afghanistan

gekommen ist.
1.3.1. Politische Lage
Letzte Anderung: 18.5.2020

Afghanistan ist ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind (AA 15.4.2019). Auf einer Flache von ca.
632.000 Quadratkilometern (CIA 24.5.2019) leben ca. 32 Millionen Menschen (CSO 2019).

Im Jahr 2004 wurde die neue Verfassung angenommen (BFA 7.2016; vgl. Casolino 2011), die vorsieht, dass kein Gesetz
gegen die Grundsatze und Bestimmungen des Islam verstoRen darf und alle Burgerinnen und Burger Afghanistans,
Mann wie Frau, gleiche Rechte und Pflichten vor dem Gesetz haben (BFA 3.2014; vgl. Casolino 2011, MPI 27.1.2004).

Die Verfassung der islamischen Republik Afghanistan sieht vor, dass der Prasident der Republik direkt vom Volk
gewahlt wird und sein Mandat finf Jahre betragt (Casolino 2011). Implizit schreibt die Verfassung dem Prasidenten
auch die Fihrung der Exekutive zu (AAN 13.2.2015) und die Provinzvorsteher, sowie andere wichtige
Verwaltungsbeamte, werden direkt vom Prasidenten ernannt und sind diesem rechenschaftspflichtig. Viele werden

aufgrund persoénlicher Beziehungen ausgewahlt (EC 18.5.2019).

Die ursprtinglich fur den 20. April 2019 vorgesehene Prasidentschaftswahl wurde mehrfach verschoben, da die
Wahlbehérden auf eine landesweite Wahl so kurz nach der Parlamentswahl im Oktober 2018 nicht vorbereitet waren.
Der Oberste Gerichtshof Afghanistans konnte die Herausforderungen fur die Wahlkommission nachvollziehen und
verlangerte die Amtszeit von Prasident Ashraf Ghani bis zu der auf den 28.9.2019 verschobenen Prasidentschaftswahl
(DZ 21.4.2019). Die unabhangige afghanische Wahlkommission (Afghanistan’s Independent Election Commission) hat
mehr als vier Monate nach der Prasidentschaftswahl in Afghanistan Mohammed Ashraf Ghani zum Sieger erklart (DW
18.2.2020). Der amtierende Prasident erhielt 50,64% der Stimmen, wie die Kommission verlautbarte (DW 18.2.2020;
vgl. REU 25.2.2020; UNGASC 17.3.2020). Da Ghani im ersten Durchgang die Prasidentschaftswahl bereits gewonnen
hat, ist keine Stichwahl mehr notwendig (DW 18.2.2020). CEO bzw. Regierungsgeschaftsfuhrer Abdullah Abdullah, kam
den Resultaten zufolge auf 39,52% (DW 18.2.2020; vgl. REU 25.2.2020). Die Prasidentenwahl hatte am 28. September
stattgefunden. Nach monatelangem, erbittertem Streit um die Richtigkeit von Hunderttausenden von Stimmen waren
nur noch 1,8 Millionen Wahlzettel berlcksichtigt worden. Hingegen lag die Zahl der registrierten Wahler bei 9,6
Millionen. Afghanistan hat eine geschatzte Bevolkerung von 35 Millionen Einwohnern (DW 18.2.2020).

Wochenlang stritten der amtierende Prasident Ashraf Ghani und sein ehemaliger Regierungsgeschaftsfihrer Abdullah
Abdullah um die Macht in Kabul und darum wer die Prasidentschaftswahl im vergangenen September gewonnen
hatte. Abdullah Abdullah beschuldigte die Wahlbehdrden, Ghani begunstigt zu haben, und anerkannte das Resultat
nicht (NZZ 20.4.2020). Am 9.3.2020 lieRBen sich sowohl Ghani als auch Abdullah als Prasident vereidigen (NZZ 20.4.2020;
vgl. TN 16.4.2020). Nach monatelanger politischer Krise (DP 17.5.2020; vgl. TN 11.5.2020), einigten sich der afghanische
Prasident Ashraf Ghani und Abdullah Abdullah auf eine Machtteilung: Abdullah wird die Friedensgesprache mit den
Taliban leiten und Mitglieder seines Wahlkampfteams werden ins Regierungskabinett aufgenommen (DP 17.5.2020;



vgl. BBC 17.5.2020; DW 17.5.2020).

Anm.: Weitere Details zur Machtteilungsvereinbarung sind zum Zeitpunkt der Aktualisierung noch nicht bekannt
(Stand: 18.5.2020) und werden zu einem spateren Zeitpunkt bekannt gegeben (BBC 17.5.2020).

Prasidentschafts- und Parlamentswahlen

Die afghanische Nationalversammlung ist die hochste legislative Institution des Landes und agiert im Namen des
gesamten afghanischen Volkes (Casolino 2011). Sie besteht aus zwei Kammern: dem Unterhaus oder Volksvertretung
(Wolesi Jirga) mit 250 Abgeordneten (fiir 5 Jahre gewahlt), sowie dem Oberhaus oder Altestenrat (Meschrano Jirga) mit
102 Abgeordneten (AA 15.4.2019).

Das Oberhaus setzt sich laut Verfassung zu je einem Drittel aus Vertretern der Provinz- und Distriktrate zusammen.
Das letzte Drittel der Senatoren wird durch den Prasidenten bestimmt (AA 15.4.2019). Die Halfte der vom Prasidenten
entsandten Senatoren muissen Frauen sein. Weiters vergibt der Prasident zwei Sitze flr die nomadischen Kutschi und
zwei weitere an behinderte Personen. Auch ist de facto ein Sitz fir einen Vertreter der Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft
reserviert (USDOS 13.3.2019).

Die Sitze im Unterhaus verteilen sich proportional zur Bevolkerungszahl auf die 34 Provinzen. VerfassungsgemaR sind
fUr Frauen 68 Sitze, fur die Minderheit der Kutschi zehn Sitze und fur Vertreter der Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft ein
Sitz reserviert (AAN 22.1.2017; vgl. USDOS 13.3.2019, Casolino 2011).

Die Rolle des Parlaments bleibt begrenzt. Ob das neue Parlament, das sich nach den Wahlen vom Oktober 2018 erst
mit erheblicher Verzégerung im April 2019 konstituierte, eine andere Rolle einnehmen kann, muss sich zunachst noch
erweisen. Zwar beweisen die Abgeordneten mit kritischen Anhérungen und Abanderungen von Gesetzentwuirfen in
teils wichtigen Punkten, dass das Parlament grundsatzlich funktionsfahig ist, doch nutzt das Parlament auch seine
verfassungsmafigen Rechte, um die Arbeit der Regierung destruktiv zu behindern, Personalvorschlage der Regierung
z.T. Uber langere Zeitraume zu blockieren und sich Zugestandnisse wohl auch durch finanzielle Zuwendungen an
einzelne Abgeordnete abkaufen zu lassen. Insbesondere das Unterhaus hat sich dadurch sowohl die Regierung der
Nationalen Einheit als auch die Zivilgesellschaft zum Gegner gemacht. Generell leidet die Legislative unter einem kaum
entwickelten Parteiensystem und mangelnder Rechenschaft der Parlamentarier gegenlber ihren Wahlern (AA
2.9.2019).

Die Prasidentschaftswahlen und Parlamentswahlen finden gemaR Verfassung alle funf Jahre statt (USIP 11.2013). Mit
dreijahriger Verzogerung fanden zuletzt am 20. und 21. Oktober 2018 - mit Ausnahme der Provinz Ghazni -
Parlamentswahlen statt (AA 15.4.2019; vgl. USDOS 13.3.2019). Die letzten Prasidentschaftswahlen fanden am 28.
September 2019 statt (RFE/RL 20.10.2019).

Bei den Wahlen zur Nationalversammlung am 20. und 21.10.2018 gaben etwa vier Millionen der registrierten 8,8
Millionen Wahlberechtigten ihre Stimme ab. Die Wahl war durch UnregelmaRigkeiten gepragt, darunter Betrug bei der
Wahlerregistrierung und Stimmabgabe, Einschiichterung der Wahler, und einige Wahllokale mussten wegen
Bedrohungen durch ortliche Machthaber schlieBen. Die Taliban und andere Gruppierungen behinderten die
Stimmabgabe durch Drohungen und Belastigungen (USDOS 13.3.2019).

Wegen Vorwirfen des Betruges und des Missmanagements erkldrte Anfang Dezember 2018 die afghanische
Wahlbeschwerdekommission (ECC) alle in der Provinz Kabul abgegebenen Stimmen fur ungultig (RFE/RL 6.12.2018). Die
beiden Wahlkommissionen einigten sich in Folge auf eine neue Methode zur Zahlung der abgegebenen Stimmen (TN
12.12.2018). Die Provinzergebnisse von Kabul wurden schlielich am 14.5.2019, fast sieben Monate nach dem Wahltag,
verdffentlicht. In einer Ansprache bezeichnete Prasident Ghani die Wahl als ,Katastrophe” und die beiden
Wahlkommissionen als ,ineffizient” (AAN 17.5.2019).

Politische Parteien

Die afghanische Verfassung erlaubt die Grindung politischer Parteien, solange deren Programm nicht im Widerspruch
zu den Prinzipien des Islam steht (USDOS 29.5.2018). Um den Parteien einen allgemeinen und nationalen Charakter zu
verleihen, verbietet die Verfassung jeglichen Zusammenschluss in politischen Organisationen, der aufgrund von



ethnischer, sprachlicher (Casolino 2011; vgl. MPI 27.1.2004) oder konfessioneller Zugehorigkeit erfolgt (Casolino 2011;
vgl. MPI 27.1.2004; USDOS 29.5.2018). Auch darf keine rechtmaliig zustande gekommene Partei oder Organisation
ohne rechtliche Begriindung und ohne richterlichen Beschluss aufgeldst werden (MPI 27.1.2004).

Das kaum entwickelte afghanische Parteiensystem weist mit Uber 70 registrierten Parteien eine starke Zersplitterung
auf (AA 2.9.2019). Die politischen Parteien haben ihren Platz im politischen System Afghanistans noch nicht etablieren
kénnen (DOA 17.3.2019). Die meisten dieser Gruppierungen erscheinen mehr als Machtvehikel ihrer Fihrungsfiguren
denn als politisch-programmatisch gefestigte Parteien (AA 2.9.2019; vgl. AAN 6.5.2018, DOA 17.3.2019). Ethnische
Zugehorigkeit, personliche Beziehungen und ad hoc geformte Koalitionen spielen traditionell eine gréf3ere Rolle als
politische Organisationen (AA 2.9.2019).

Das derzeitige Wahlsystem ist personenbezogen, die Parteien kénnen keine Kandidatenlisten erstellen, es sind keine
Sitze fUr die Parteien reserviert und es ist den Parteien untersagt, Fraktionen im Parlament zu grinden. Der
Parteivorsitz wird nicht durch parteiinterne Abldufe bestimmt, sondern wird eher wie ein partimoniales Erbgut
gesehen, das von einer Generation an die nachste, vom Vater zum Sohn, Ubergeben wird. Die Menschen vertrauen
den Parteien nicht und junge, gebildete Leute sind nicht gewillt, solchen Parteien beizutreten (DOA 17.3.2019).

Friedens- und Verséhnungsprozess

Die afghanischen Regierungskrafte und die Amerikaner kdnnen die Taliban, die tGber rund 60 000 Mann verfugen, nicht
besiegen. Auch die Islamisten sind nicht stark genug, um die Regierungstruppen zu Uberrennen, obwohl sie rund die
Halfte des Landes kontrollieren oder dort zumindest prasent sind. In Afghanistan herrscht fast zwei Jahrzehnte nach
dem Sturz des Taliban-Regimes durch die USA eine Pattsituation (NZZ 20.4.2020). Das lang erwartete Abkommen
zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban wurde Ende Februar 2020 unterzeichnet (AJ 7.5.2020; vgl. NPR
6.5.2020) - die afghanische Regierung war an dem Abkommen weder beteiligt, noch unterzeichnete sie dieses. Diesem
Abkommen zufolge hatten noch vor den fur 10.03.2020 angesetzten inneren Friedensgesprachen, von den Taliban bis
zu 1.000 Gefangene und von der Regierung 5.000 gefangene Taliban freigelassen werden sollen. Zum einen, verzogern
die Unstimmigkeiten zwischen den Taliban und der afghanischen Regierung Uber Umfang und Umsetzungstempo des
Austauschs, die Gesprache (A] 7.5.2020) [ Anm.: 800 Taliban-Gefangene entlieR die afghanische Regierung, wahrend
die Taliban 100 der vereinbarten 1.000 Sicherheitskrafte frei lieRen - (NPR 6.5.2020)], Andererseits stocken die
Verhandlungen auch aufgrund des innerpolitischen Disputes zwischen Ashraf Ghani und Abdullah Abdullah, die beide
die Prasidentschaft fiir sich beanspruchten. Die Taliban haben seit dem unterzeichneten Abkommen im Februar mehr
als 4.500 Angriffe verubt. Die von dieser Gewalt am starksten betroffenen Provinzen sind auch jene Provinzen, die am
starksten von COVID-19-Féllen betroffen sind (A] 7.5.2020). In den innerafghanischen Gesprachen wird es um die
kinftige Staatsordnung, eine Machtteilung und die Integration der Aufstandischen gehen (NZZ 20.4.2020).

Das Abkommen mit den US-Amerikanern

Das Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban enthalt das Versprechen der US-Amerikaner, ihre
noch rund 13.000 Armeeangehdrigen in Afghanistan innerhalb von 14 Monaten abzuziehen. Auch die verbliebenen
nichtamerikanischen NATO-Truppen (Stand Ende 2019: rund 6.700 Mann) sollen abgezogen werden. In den ersten 135
Tagen nach der Unterzeichnung werden die US-Amerikaner ihre Truppen in Afghanistan auf 8.600 Mann reduzieren.
Der Abzug der auslandischen Truppenangehdrigen, von denen die meisten Beratungs- und Ausbildungsfunktionen
wahrnehmen, ist abhangig davon, ob die Taliban ihren Teil der Abmachung einhalten. Sie haben im Abkommen
zugesichert, terroristischen Gruppierungen wie etwa al-Qaida keine Zuflucht zu gewahren. Die Taliban verpflichteten
sich weiter, innerhalb von zehn Tagen nach Unterzeichnung, Gesprache mit einer afghanischen Delegation
aufzunehmen (NZZ 20.4.2020; vgl. USDOS 29.2.2020).

1.3.2. Sicherheitslage
Letzte Anderung: 22.4.2020

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 17.3.2019). Die afghanische Regierung behalt die
Kontrolle Uber Kabul, die wichtigsten Bevdlkerungszentren und Transitrouten sowie Provinzhauptstadte und die
meisten Distriktzentren. Nichtsdestotrotz, hat die afghanische Regierung wichtige Transitrouten verloren (USDOD
12.2019).

Der Konflikt in Afghanistan befindet sich nach wie vor in einer "strategischen Pattsituation", die nur durch



Verhandlungen zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban geldst werden kann (SIGAR 30.1.2020). Die
afghanische Regierung fihrte zum ersten Mal persénliche Gesprache mit den Taliban, inhaltlich wurde Uber den
Austausch tausender Gefangener verhandelt; bis dahin hatten die beiden Seiten sich nur per Videokonferenz
unterhalten (BBC 1.4.2020). Ein erster Schritt Richtung inner-afghanischer Verhandlungen, welcher Teil eines zwischen
Taliban und US-Amerikanern unterzeichneten Abkommens ist (TD 2.4.2020). Die Gesprache fanden vor dem
Hintergrund anhaltender Gewalt im Land statt (BBC 1.4.2020).

FUr den Berichtszeitraum 8.11.2019-6.2.2020 verzeichnete die UNAMA 4.907 sicherheitsrelevante Vorfalle - dhnlich
dem Vorjahreswert. Die Sicherheitslage blieb nach wie vor volatil. Die hochste Anzahl sicherheitsrelevanter Vorfalle
wurden in der sudlichen Region, gefolgt von den ndérdlichen und 6stlichen Regionen, registriert, die alle samt 68% der
Zwischenfalle ausmachten. Die aktivsten Konfliktregionen waren in den Provinzen Kandahar, Helmand, Nangarhar und
Balkh zu finden. Entsprechend saisonaler Trends, gingen die Kdmpfe in den Wintermonaten - Ende 2019 und Anfang
2020 - zurlick (UNGASC 17.3.2020).

Die Sicherheitslage im Jahr 2019

Die geographische Verteilung aufstandischer Aktivitaten innerhalb Afghanistans blieb, im Vergleich der beiden Jahre
2018 und 2019, weitgehend konstant. Im Jahr 2019 fanden auch weiterhin im Siden und Westen Afghanistans
weiterhin schwere Kampfhandlungen statt; feindliche Aktivitdten nahmen zu und breiteten sich in gréBeren Gebieten
des Nordens und Ostens aus. Der Resolute Support (RS) Mision (seit 2015 die Unterstitzungsmission der NATO in
Afghanistan) zufolge, waren fir das Jahr 2019 29.083 feindlich-initiierte Angriffe landesweit zu verzeichnen. Im
Gegensatz waren es im Jahr 2018 27.417 (SIGAR 30.1.2020). Mit einer hohen Anzahl an sicherheitsrelevanten Vorfallen
- speziell in den sudlichen, nérdlichen und 6stlichen Regionen - blieb die Sicherheitslage vorerst volatil, bevor ein
Zeitraum der Reduzierung der Gewalt registriert werden konnte. Die UNAMA (Hilfsmission der Vereinten Nationen in
Afghanistan) registrierte fr das gesamte Jahr 2019 10.392 zivile Opfer, was einem Rlckgang von 5% gegenlber 2018
entspricht (UNGASC 17.3.2020).

Seit Ende des Jahres 2019 haben Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente erheblich zugenommen. Im September
2019 fanden die afghanischen Prasidentschaftswahlen statt, in diesem Monat wurde auch die hochste Anzahl
feindlicher Angriffe eines einzelnen Monats seit Juni 2012 und die hdchste Anzahl effektiver feindlicher Angriffe seit
Beginn der Aufzeichnung der RS-Mission im Januar 2010 registriert. Dieses AusmaR an Gewalt setzte sich auch nach
den Prasidentschaftswahlen fort, denn im Oktober 2019 wurde die zweithdchste Anzahl feindlicher Angriffe in einem
Monat seit Juli 2013 dokumentiert. Betrachtet man jedoch das Jahr 2019 in dessen Gesamtheit, so waren scheinbar
feindliche Angriffe, seit Anfang des Jahres, im Zuge der laufenden Friedensgesprache zurlckgegangen.
Nichtsdestotrotz fiihrte ein turbulentes letztes Halbjahr zu verstarkten Angriffen feindlicher Elemente von insgesamt
6% und effektiver Angriffe von 4% im Jahr 2019 im Vergleich zu den bereits hohen Werten des Jahres 2018 (SIGAR
30.1.2020).

Zivile Opfer

Fur das Jahr 2019 registrierte die Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) als Folge des
bewaffneten Konflikts 10.392 zivile Opfer (3.403 Tote und 6.989 Verletzte), was einen Rickgang um 5% gegenlber dem
Vorjahr, aber auch die niedrigste Anzahl an zivilen Opfern seit dem Jahr 2013 bedeutet. Nachdem die Anzahl der durch
ISKP verursachten zivilen Opfer zurickgegangen war, konnte ein Rlckgang aller zivilen Opfer registriert werden,
wenngleich die Anzahl ziviler Opfer speziell durch Taliban und internationale Streitkrafte zugenommen hatte. Im Laufe
des Jahres 2019 war das Gewaltniveau erheblichen Schwankungen unterworfen, was auf Erfolge und Misserfolge im
Rahmen der Friedensverhandlungen zwischen Taliban und den US-Amerikanern zurickzufihren war. In der ersten
Jahreshalfte 2019 kam es zu intensiven Luftangriffen durch die internationalen Streitkrafte und Suchaktionen der
afghanischen Streitkrafte - insbesondere der Spezialkrafte des afghanischen Geheimdienstes NDS (National
Directorate of Security Special Forces) (UNAMA 2.2020).

Aufgrund der Suchaktionen der afghanischen Streitkrafte, gab es zur Jahresmitte mehr zivile Opfer durch
regierungsfreundliche Truppen als durch regierungsfeindliche Truppen. Das dritte Quartal des Jahres 2019 registrierte
die hochste Anzahl an zivilen Opfern seit 2009, was hauptsachlich auf verstarkte Anzahl von Angriffen durch
Selbstmordattentater und IEDs (improvisierte Sprengsatze) der regierungsfeindlichen Seite - insbesondere der Taliban



- sowie auf Gewalt in Zusammenhang mit den Prasidentschaftswahlen zurtckzuflihren ist. Das vierte Quartal 2019
verzeichnete, im Vergleich zum Jahr 2018, eine geringere Anzahl an zivilen Opfern; wenngleich sich deren Anzahl durch
Luftangriffe, Suchoperationen und IEDs seit dem Jahr 2015 auf einem Rekordniveau befand (UNAMA 2.2020).

Die RS-Mission sammelt ebenfalls Informationen zu zivilen Opfern in Afghanistan, die sich gegenlber der
Datensammlung der UNAMA unterscheiden, da die RS-Mission Zugang zu einem breiteren Spektrum an forensischen
Daten und Quellen hat. Der RS-Mission zufolge, ist im Jahr 2019 die Anzahl ziviler Opfer in den meisten Provinzen (19
von 34) im Vergleich zum Jahr 2018 gestiegen; auch haben sich die Schwerpunkte verschoben. So verzeichneten die
Provinzen Kabul und Nangarhar weiterhin die hdchste Anzahl ziviler Opfer. Im letzten Quartal schrieb die RS-Mission
91% ziviler Opfer regierungsfeindlichen Kraften zu (29% wurden den Taliban zugeschrieben, 11% ISKP, 4% dem
Haqggani-Netzwerk und 47% unbekannten Aufstdndischen). 4% wurden regierungsnahen/-freundlichen Kraften
zugeschrieben (3% der ANDSF und 1% den Koalitionskraften), wahrend 5% anderen oder unbekannten Kraften
zugeschrieben wurden. Diese Prozentsdtze entsprechen in etwa den RS-Opferzahlen fir Anfang 2019. Als
Hauptursache fir zivile Opfer waren weiterhin improvisierte Sprengsatze (43%), gefolgt von direkten (25%) und
indirekten Beschussen (5%) verantwortlich - dies war auch schon zu Beginn des Jahres 2019 der Fall (SIGAR 30.1.2020).

High-Profile Angriffe (HPAs)

Sowohl in den ersten funf Monaten 2019, als auch im letzten Halbjahr 2019 fihrten Aufstandische, Taliban und andere
militante Gruppierungen, insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschldge auf hochrangige Ziele aus, um
die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimitat der afghanischen Regierung zu untergraben und die
Wahrnehmung einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 12.2019; vgl. USDOD 6.2019). Das Haqqgani-
Netzwerk fuhrte von September bis zum Ende des Berichtszeitraums keine HPA in der Hauptstadtregion durch. Die
Gesamtzahl der offentlichkeitswirksamen Angriffe ist sowohl in Kabul als auch im ganzen Land in den letzten
anderthalb Jahren stetig zurlickgegangen (USDOD 12.2019). Zwischen 1.6.2019 und 31.10.2019 fanden 19 HPAs in
Kabul statt (Vorjahreswert: 17) (USDOD 12.2019), landesweit betrug die Zahl 88 (USDOD 12.2019).

Offentlichkeitswirksame Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente setzten sich im Berichtszeitraum (8.11.2019-
6.2.2020) fort: 8 Selbstmordanschldge wurden verzeichnet; im Berichtszeitraum davor (9.8.-7.11.2019) wurden 31 und
im Vergleichszeitraum des Vorjahres 12 Selbstmordanschlage verzeichnet. Der Grof3teil der Anschlage richtetet sich
gegen die ANDSF (afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskrafte) und die internationalen Streitkrafte; dazu zahlte
ein komplexer Angriff der Taliban auf den Militarflughafen Bagram im Dezember 2019. Im Februar 2020 kam es in
Provinz Nangarhar zu einem sogenannten ,green-on-blue-attack”: der Angreifer trug die Uniform der afghanischen
Nationalarmee und er¢ffnete das Feuer auf internationale Streitkrafte, dabei wurden zwei US-Soldaten und ein Soldat
der afghanischen Nationalarmee getotet. Zu einem weiteren Selbstmordanschlag auf eine Militdrakademie kam es
ebenso im Februar in der Stadt Kabul; bei diesem Angriff wurden mindestens 6 Personen getttet und mehr als 10
verwundet (UNGASC 17.3.2020). Dieser GroRRangriff beendete mehrere Monate relativer Ruhe in der afghanischen
Hauptstadt (DS 11.2.2020; vgl. UNGASC 17.3.2020).

Die Taliban setzten aul3erdem improvisierte Sprengkdrper in Selbstmordfahrzeugen gegen Einrichtungen der ANDSF in
den Provinzen Kandahar, Helmand und Balkh ein (UNGASC 17.3.2020).

Anschlage gegen Glaubige und Kultstatten, religiose Minderheiten

Nach Unterzeichnung des Abkommens zwischen den USA und den Taliban war es bereits Anfang Marz 2020 zu einem
ersten grofRen Angriff des ISKP gekommen (BBC 6.3.2020; vgl. A] 6.3.2020). Der ISKP hatte sich an den Verhandlungen
nicht beteiligt (BBC 6.3.2020) und bekannte sich zu dem Angriff auf eine Gedenkfeier eines schiitischen Fihrers;
Schatzungen zufolge wurden dabei mindestens 32 Menschen getdtet und 60 Personen verletzt (BBC 6.3.2020; vgl. A
6.3.2020).

Am 25.3.2020 kam es zu einem toddlichen Angriff des ISKP auf eine Gebetsstatte der Sikh (Dharamshala) in Kabul. Dabei
starben 25 Menschen, 8 weitere wurden verletzt (NYT 26.3.2020; vgl. TN 26.3.2020; BBC 25.3.2020). Regierungsnahe
Quellen in Afghanistan machen das Haqqgani-Netzwerk fur diesen Angriff verantwortlich, sie werten dies als Vergeltung
far die Gewalt an Muslimen in Indien (A] 27.3.2020; vgl. TTI 26.3.2020). Die Taliban distanzierten sich von dem Angriff
(NYT 26.3.2020). Am Tag nach dem Angriff auf die Gebetsstatte, detonierte eine magnetische Bombe beim
Krematorium der Sikh, als die Trauerfeierlichkeiten fiir die getdteten Sikh-Mitglieder im Gange waren. Mindestens eine
Person wurde dabei verletzt (TTI 26.3.2020; vgl. NYT 26.3.2020).



Regierungsfeindliche Gruppierungen

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv - insbesondere die Grenzregion zu
Pakistan bleibt eine Zufluchtsstatte fur unterschiedliche Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat, al-Qaida,
Haqggani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan (USDOD
12.2019; vgl. CRS 12.2.2019) und stellt nicht nur fir die beiden Lander eine Sicherheitsherausforderung dar, sondern
eine Bedrohung fiir die gesamte regionale Sicherheit und Stabilitat (USDOD 12.2019):

Taliban

Der derzeitige Taliban-Fuhrer ist nach wie vor Haibatullah Akhundzada (REU 17.8.2019; vgl. FA 3.1.2018) - Stellvertreter
sind Mullah Mohammad Yaqub - Sohn des ehemaligen Taliban-Fihrers Mullah Omar - und Serajuddin Haggani (CTC
1.2018; vgl. TN 26.5.2016) Sohn des Fuhrers des Haqqani-Netzwerkes (TN 13.1.2017). Die Taliban bezeichnen sich
selbst als das Islamische Emirat Afghanistan (VOJ 0.D.). Die Regierungsstruktur und das militarische Kommando sind in
der Layha, einem Verhaltenskodex der Taliban definiert (AAN 4.7.2011), welche zuletzt 2010 verd&ffentlicht wurde (AAN
6.12.2018). Die Taliban sind keine monolithische Organisation (NZZ 20.4.2020); nur allzu oft werden die Taliban als eine
homogene Einheit angesehen, wahrend diese aber eine lose Zusammenballung lokaler Stammesfihrer, unabhangiger

Warlords sowie abgekoppelter und abgeschotteter Zellen sind (BR 5.3.2020).

Ein Bericht Uber die Rekrutierungspraxis der Taliban teilt die Taliban-Kdmpfer in zwei Kategorien: professionelle
Vollzeitkampfer, die oft in den Madrassen rekrutiert werden, und Teilzeit-Kampfer vor Ort, die gegenlber einem
lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet sind (LI 29.6.2017). Die Gesamtstarke der
Taliban wurde von einem Experten im Jahr 2017 auf Uber 200.000 geschatzt, darunter angeblich 150.000 Kampfer
(rund 60.000 Vollzeitkdmpfer mobiler Einheiten, der Rest sein Teil der lokalen Milizen). Der Experte schatzte jedoch,
dass die Zahl der Vollzeitkampfer, die gleichzeitig in Afghanistan aktiv sind, selten 40.000 Ubersteigt (LI 23.8.2017). Im
Janner 2018 schatzte ein Beamter des US-Verteidigungsministeriums die Gesamtstarke der Taliban in Afghanistan auf
60.000 (NBC 30.1.2018). Laut dem oben genannten Experten werden die Kampfe hauptsachlich von den
Vollzeitkdmpfern der mobilen Einheiten ausgetragen (LI 23.8.2017; vgl. AAN 3.1.2017; AAN 17.3.2017).

Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan. Seit Ende 2014 wurden 20 davon 6ffentlich zur Schau gestellt. Das
Khalid bin Walid-Camp soll12 Ableger, in acht Provinzen betreibt (Helmand, Kandahar, Ghazni, Ghor, Saripul, Faryab,
Farah und Maidan Wardak). 300 Militartrainer und Gelehrte sind dort tatig und es soll méglich sein, in diesem Camp
bis zu 2.000 Rekruten auf einmal auszubilden (LW) 14.8.2019).

Die Mehrheit der Taliban sind immer noch Paschtunen, obwohl es eine wachsende Minderheit an Tadschiken,
Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara (einschlielich Schiiten) gibt (LI 23.8.2017). In einigen
nordlichen Gebieten sollen die Taliban bereits Uberwiegend Nicht-Paschtunen sein, da sie innerhalb der lokalen
Bevolkerung rekrutieren (LI 23.8.2017).

Haqggani-Netzwerk

Das seit 2012 bestehende Haqqani-Netzwerk ist eine teilautonome Organisation, Bestandteil der afghanischen Taliban
und Verbilndeter von al-Qaida (CRS 12.2.2019). Benannt nach dessen Begriinder, Jalaluddin Haggani (AAN 1.7.2010;
vgl. USDOS 19.9.2018; vgl. CRS 12.2.2019), einem flhrenden Mitglied des antisowjetischen Jihad (1979-1989) und einer
wichtigen Taliban-Figur; sein Tod wurde von den Taliban im September 2018 verlautbart. Der derzeitige Leiter ist
dessen Sohn Serajuddin Haggani, der seit 2015, als stellvertretender Leiter galt (CTC 1.2018).

Als gefahrlichster Arm der Taliban, hat das Haqggani-Netzwerk, seit Jahren Angriffe in den stadtischen Bereichen
ausgefihrt (NYT 20.8.2019) und wird fur einige der todlichsten Angriffe in Afghanistan verantwortlich gemacht (CRS
12.2.2019).

Islamischer Staat (IS/ISIS/ISIL/Daesh), Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP)

Erste Berichte Uber den Islamischen Staat (IS, auch ISIS, ISIL oder Daesh genannt) in Afghanistan gehen auf den
Sommer 2014 zuriick (AAN 17.11.2014; vgl. LWJ 5.3.2015). Zu den Kommandanten gehdrten zunachst oft unzufriedene
afghanische und pakistanische Taliban (AAN 1.8.2017; vgl. LWJ 4.12.2017). Schatzungen zur Starke des ISKP variieren
zwischen 1.500 und 3.000 (USDOS 18.9.2018), bzw. 2.500 und 4.000 Kampfern (UNSC 13.6.2019). Nach US-Angaben
vom Frihjahr 2019 ist ihre Zahl auf 5.000 gestiegen. Auch soll der Islamische Staat vom zahlenmafigen Anstieg der
Kampfer in Pakistan und Usbekistan sowie von aus Syrien geflohenen Kdmpfern profitieren (BAMF 3.6.2019; vgl. VOA



21.5.2019).

Der ISKP geriet in dessen Hochburg in Ostafghanistan nachhaltig unter Druck (UNGASC 17.3.2020). Jahrelange
konzertierten sich Militaroffensiven der US-amerikanischen und afghanischen Streitkrafte auf diese Hochburgen. Auch
die Taliban intensivierten in jingster Zeit ihre Angriffe gegen den ISKP in diesen Regionen (NYT 2.12.2020; vgl. SIGAR
30.1.2020). So sollen 5.000 Talibankampfer aus der Provinz Kandahar gekommen sein, um den ISKP in Nangarhar zu
bekdmpfen (DW 26.2.2020; vgl. MT 27.2.2020). Schlussendlich ist im November 2019 die wichtigste Hochburg des
islamischen Staates in Ostafghanistan zusammengebrochen (NYT 2.12.2020; vgl. SIGAR 30.1.2020). Uber 1.400
Kampfer und Anhanger des ISKP, darunter auch Frauen und Kinder, kapitulierten. Zwar wurde der ISKP im November
2019 weitgehend aus der Provinz Nangarhar vertrieben, jedoch soll er weiterhin in den westlichen Gebieten der
Provinz Kunar prasent sein (UNGASC 17.3.2020). Die landesweite Mannstarke des ISKP wurde seit Anfang 2019 von
3.000 Kampfern auf 300 Kampfer reduziert (NYT 2.12.2020).

49 Angriffe werden dem ISKP im Zeitraum 8.11.2019-6.2.2020 zugeschrieben, im Vergleichszeitraum des Vorjahres
wurden 194 Vorfalle registriert. Im Berichtszeitraum davor wurden 68 Angriffe registriert (UNGASC 17.3.2020).

Die Macht des ISKP in Afghanistan ist kleiner, als jene der Taliban; auch hat er viel Territorium verloren. Der ISKP war
bzw. ist nich

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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